Bebauungsplan "Welvert, 1. Anderung"

Textliche Festsetzungen

A. Planungsrechtliche Festsetzungen
gemal’ 8 9 BauGB i.V.m. mit der BauNVO und der PlanZV 90

1. Vorhabenbezogener Bebauungsplan
gemalk § 12 BauGB i.V.m. 8 9 Abs. 2 BauGB

2. Art der baulichen Nutzung
gemald 8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 8 11 Abs. 3 BauNVO

Das sonstige Sondergebiet (SO) "Grofsflachiger Einzelhandelsbetrieb" dient der Unterbringung
eines grol3flachigen Lebensmitteldiscountmarktes.

Zulassig ist maximal ein groRflachiger Einzelhandelsbetrieb der Lebensmitteloranche in Form
eines Lebensmitteldiscountmarktes mit einem nahversorgungsrelevanten Hauptsortiment
gemal Sortimentsliste des Einzelhandelskonzepts fur die Stadt Villingen-Schwenningen (EHK
VS 2020), Stand 24.06.2020, mit einer maximalen Verkaufsflache (VK) von 1.130 gm.

Im Rahmen der Gesamtverkaufsflache sind folgende sortimentsweisen Obergrenzen zuldssig,
wobei die Summen der sortimentsbezogenen Einzelverkaufsflachen die hdchstzuldssige
Gesamtverkaufsflache von 1.130 gm nicht (berschreiten darf:

eauf 90% der VK 'Nahrungs- und Genussmittel'

eauf 10% der VK 'Drogeriewaren’

eauf max. 15% der VK 'Aktionswaren'

eauf bis zu 50 gm VK 'weitere Sortimente' (als Kleinstflachenregelung z.B. 'Tiernahrung')

3. Mal der baulichen Nutzung
gemalR § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 19 BauNVO

3.1 Gebaudehoéhe

3.1.1 Hohenfestsetzungen

Als oberer Bezugspunkt der festgesetzten maximalen Wand- und Firsthdhen baulicher Anlagen
gilt flir die Wandhohe der Schnittpunkt der Auldenwand des Hauptgebaudes mit der Dachhaut
und fir die Firsthohe die Oberkante des Firstes. Die festgesetzten maximalen Wand- und
Firsthéhen beziehen sich nicht auf die Traufen von Vorbauten und Gauben, sofern sie nicht 50%
der Gebaudelange Uberschreiten und nicht mehr als 1,5 m vor die Aufienwand vortreten (8 18
Abs. 1 BauNVO).



Die festgesetzten Héhen gelten nicht fir technische Anlagen und Aufbauten wie z.B.
Schornsteine, Antennen, Aufzugstberfahrten, Treppenhaustberbauten fir Dachausstiege,
Liftungsanlagen, Photovoltaik und Solaranlagen.

Als unterer Bezugspunkt der festgesetzten maximalen Wand- und Firsthéhen baulicher Anlagen
gilt die Oberkante Rohfuliboden im Erdgeschoss (EFH).

3.3.2 Ermittlung der Erdgeschoss-FuRbodenhohe (EFH)

Die maximal zulassige Erdgeschoss-Ful3bodenhdhe (EFH) wird fir jedes Hauptgebaude in
Abhéangigkeit des jeweils vorhandenen Gelandes festgelegt.

Sie darf maximal 0,2 m Uber die im Mittel gemessene Hbhe des vorhandenen Geldndes
hinausragen.

Die im Mittel gemessene Gelandeoberflache ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der
Hohenlage der Gelandeoberflache an den Gebaudeecken.

4 Bauweise, liberbaubare Grundstiicksflaichen und Stellung der baulichen Anlagen
gemal § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und 23 BauNVO

4.1 Baugrenze
Dachiberstande sind bis 0,5 m Uber die Baugrenze zulassig.

5 Flachen fir Stellplatze und deren Zufahrten sowie Nebenanlagen
gemal 8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 und 14 BauNVO

Stellplatze, Garagen und Carports nach § 12 BauNVO und Nebenanlagen nach 8 14 BauNVO
sind aufderhalb der Baufenster bzw. der dafiir ausgewiesenen Flachen nicht zuldssig.

6 Bauliche und sonstige technische MaRBnahmen fiir die Erzeugung, Nutzung oder
Speicherung von Strom, Warme oder Kilte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-
Warme-Kopplungen

gemal’ § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB

Auf den Hauptgebduden und baulichen Anlagen ist als technische MalRnahme die Installation
einer Photovoltaikanlage zur Erzeugung von Strom aus regenerativen Energien festgesetzt.

7 Flachen und MaRnahmen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen /
SchallschutzmafRinahmen

gemal § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Auf der in der Planzeichnung gekennzeichneten Flache ist eine Larmschutzeinrichtung mit einer
Hohe von 2,8 m, bezogen auf eine Hohenlage des Parkplatzes (Stellplatzanlage) an der Kante zu
den Larmschutzeinrichtungen von ca. 721,70 m UNN erforderlich.

Die Anlage ist als Kombination aus Boschungsmauer, Absturzsicherung und Wand herzustellen.



Die Larmschutzeinrichtung ist aus geeigneten Materialien, als hinterfiilite Mauer z.B. aus
Gabionen oder Natur-Quadern auszufthren.

Bepflanzung:

In der Flache sind mindestens 5 heimische Laubbdaume 2. Ordnung (Qualitat: mindestens
Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm) zu pflanzen, zu pflegen und bei Verlust zu ersetzen.

Die Mauer ist zu 50% mit geeigneten Kletterpflanzen zu bepflanzen. Die Flachen vor der Mauer
sind mit geeigneten Strauchern bis zu 2 m Hohe zu bepflanzen. Die Bepflanzung ist zu pflegen
und dauerhaft zu unterhalten.

8 Pflanzgebote und Pflanzbindungen
gemalR § 9 Abs. 1 Nr. 25 a, b BauGB

8.1 Anpflanzen von Bdumen auf den Stellplatzflachen

(ohne Plandarstellung)

Oberirdische erdverbundene Stellpldtze sind mit Laubbdumen 1. und 2. Ordnung (Qualitat:
mindestens Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm), gleicher Art, gleicher Qualitat und gleicher
GrolRe zu bepflanzen. Die Baume sind zu pflegen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. Bei
einreihiger Anordnung ist pro angefangene 5 Stellplatze, bei doppelseitiger Aufstellung pro
angefangenen 10 Stellplatze mindestens ein Baum zu pflanzen.

Pro Baum ist eine Baumscheibe mit offener Bodenflache von mindestens 12 m2 herzustellen.
Ausnahmsweise sind bei Standorten in befestigten Flachen kleinere Baumscheiben maglich,
wenn ein Mindestvolumen der Pflanzgrube von 12 m3 durchwurzelbarem Bodensubstrat zur

Verfligung gestellt wird.

8.2 Erhalt von Bdumen

Die in der Planzeichnung zum Erhalt festgesetzten Baume sind zu pflegen, zu entwickeln und
dauerhaft zu erhalten. Abgangige Bdume sind durch Neupflanzungen entsprechend ihrer
WuchsgrofRe und in angemessener Qualitat (Hochstamm, Stammumfang mindestens 18-20 cm)
ZU ersetzen.

8.3 PFG 1 Flache fur Anpflanzungen - reprasentative Pflanzungen Ortseinfahrt an der Kirnacher
Stralde

entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen

Auf der im Plan eingetragenen Flache ist eine reprasentative Pflanzung wahlweise aus
Strduchern, Stauden, Krautern und Grasern anzulegen. Die Pflanzung ist zu regelmaRig zu
pflegen, dauerhaft zu unterhalten und bei Verlust zu ersetzen.

B. Ortliche Bauvorschriften
gemald § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 74 LBO

1. AuRere Gestalt der baulichen Anlagen



gemalR § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO

1.1 Dacheindeckung von Dachern > 15°

Fiar die Eindeckung von Dachern mit mehr als 15° Neigung sind nur Materialien in matter
Tonung zuldssig.

Dacheindeckungen mit unbeschichteten Metallen sowie in grellen Farbtdnen sind nicht zuldssig.
Photovoltaikanlagen sind zulassig.

1.2 Extensive Dachbegriinung

Flachdacher von Garagen, Carports und Dacher bis 15° Neigung, mit einer
zusammenhangenden Flache von Uber 30 gm, sind mindestens mit standortgerechten Krautern
und Grasern zu begrinen.

1.3 Intensive Dachbegriinung Tiefgaragen
Erdverbundene Flachdacher, z.B. von Tiefgaragen, Kellern etc. sind gartnerisch anzulegen mit

mindestens 30 cmn Gesamtaufbauhodhe. Die Flachen sind mindestens als Rasenflachen
anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten.

1.4 Ver- und Entsorgungseinrichtungen

Ver- und Entsorgungseinrichtungen (z.B. Mulleimer) und technische Aufbauten sind im Gebaude
unterzubringen. Ausnahmsweise sind Standorte im Freien mdglich, wenn die Einrichtungen mit
geeigneten Sichtschutzanlagen, die zu begrlinen sind, versehen werden.

2. Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flachen der
bebauten Grundstiicke

gemalR § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO

2.1 Einfriedungen

Einfriedungen sind bis zu einer Hohe von 1,20 m zulassig. Sind Einfriedungen aus betrieblichen
Grinden notwendig, so sind diese entlang der Verkehrsflachen 0,5 m hinter der
Grundstlcksgrenze in der Pflanzflache zu fihren. Sie sind zu 70% in geschlossenen
Pflanzungen, Hecken zu flhren.

2.2 Belage von FuBwegen, Zufahrten, Zuwegungen und Stellplatzflachen

FuRwegen, Zufahrten, Zuwegungen und Stellplatzflachen sind mit wasserdurchlassigen
Belagen anzulegen. Zulassig sind z.B. Porenbetonpflaster, Rasenpflaster, Rasengitter,
wassergebundene Decke, Dran-Asphalt. Wird das Regenwasser in angrenzenden Flachen
versickert, ist Betonpflaster oder Asphalt zuldssig.

2.3 Stiitzmauern

Sichtbare Stltzmauern dirfen eine Hohe von 1,00 m nicht Uberschreiten. Davon ausgenommen
sind Larmschutzmauern.



2.4 Nicht tiiberbaubare Grundstucksflachen

Die nicht Uberbaubaren Grundstlcksflachen sind als Freianlagen ortstypisch und
landschaftsgerecht zu gestalten, zu begriinen und zu pflegen.

2.5 Flachen fiir Werbeanlagen
gemalR § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO

Es sind nur Werbeanlagen zulassig, die im Zusammenhang mit der auf dem Grundsttck
angebotenen Leistung, einem dort angebotenem Produkt oder dem Namen der dort ansassigen
Firma stehen.

Zulassig sind Werbeanlagen ausschliel3lich an den Fassaden der Gebaude bis zur Hohe des
Schnittpunkts der Wand mit der Dachhaut. Werbeanlagen mit wechselndem und bewegtem
Licht sind unzulassig.

Eine freistehende Werbeanlage oder Werbetafeln mit einer Breite von 3,50 m und einer Héhe
von 5,0 m Uber dem betreffenden Gelande ist im Bereich der nordlichen Grundstlckszufahrt an
der Kirnacher StralRe zuldssig.

2.6 Abfallbehalter / Sammelbehalter
gemald § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO

Mdllbehélter bzw. -sammelplatze sind einzuhausen oder zu begriinen.

3. Kenntnisgabepflicht
gemalR § 74 Abs. 1 Nr. 6 LBO

Die nach § 50 der Landesbauordnung verfahrensfreien Vorhaben sind der unteren
Baurechtsbehorde zur Kenntnis zu geben.

4. Ordnungswidrigkeiten

gemal § 75 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 LBO

Ordnungswidrig handelt, wer den vorgenannten ortlichen Bauvorschriften dieser Satzung
vorsatzlich oder fahrlassig zuwiderhandelt. Zuwiderhandlungen gegen die ortlichen
Bauvorschriften kénnen gemafld 75 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 LBO als Ordnungswidrigkeit mit
einer Geldbuf3e bis zu 100.000 € geahndet werden.

C. Hinweise
gemal § 9 Abs. 6 BauGB)

Baugrund
Das Plangebiet befindet sich im Verbreitungsbereich des Unteren Muschelkalks (ungegliedert).

Mit lokalen Aufflllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung
geeignet sind, ist zu rechnen.



Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerflllte Spalten, Hohlrdume, Dolinen) sind nicht
auszuschliefden.

Bodenschutz

Gemal’ 8 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung
und Vergeudung zu schitzen sowie auf dem Grundstiick wieder zu verwenden oder einer
landwirtschaftlichen gartnerischen Nutzung zuzufihren. Auch fir Mutterboden in Gartenflachen,
die fUr Bauzufahrten / Baulager / Baustelleneinrichtungen u.a. in Anspruch genommen werden,
besteht Sicherungspflicht. Verdichtungen des Bodens sollten sich auf das geringstmagliche
Mal} beschranken. Nahere Ausfuhrungen zum Vorgehen enthalt die DIN 18915 Blatt 3 bezlglich
des Bodenabtrags und der Oberbodenlagerung.

Bodendenkmalschutz

Bodenfunde nach & 20 des Denkmalschutzgesetzes sind unverziiglich dem
Regierungsprasidium Freiburg Ref. 25 Denkmalpflege / Archdologische Denkmalpflege (Tel.
0761-208-3500) anzuzeigen. Dies ist auch erforderlich, wenn Bildstocke, Wegkreuze, alte
Grenzsteine oder dhnliches von den BaumalRnahmen betroffen sein sollten.

Kampfmittelauskunft

In der Nachbarschaft des Plangebiets (ehem. Lyautey-Kaserne) liegen bombardierte Bereiche
mit Kampfmittelverdachtsflachen.

Eine absolute Kampfmittelfreiheit kann fir das Plangebiet "Kasernenareal Welvert, 1. Anderung"
nicht bescheinigt werden. Bei Tiefbauarbeiten ist dieser Umstand zu beachten und die
entsprechenden Sicherheitsmalinahmen sind durchzufihren.

Sofern Kampfmittel gefunden werden, ist der Kampfmittelbeseitigungsdienst des
Regierungsprasidiums Stuttgart, tel. 0711-904-40022, E-Mail KBD@RPS.BWL .de zu informieren.

Schutz des Grundwassers

Bei allen Malinahmen, die zur ErschlieRung von Grundwasser fihren, sind die gesetzlichen
Vorschriften des Grundwasserschutzes zu beachten.

Loschwasser
Die Versorgung muss gemall DVGW Arbeitsblatt W 3405 gewahrleistet sein.

Insbesondere ist durch die Ausbauplanung Folgendes zu gewahrleisten:

1. Bei Sonstigen Gebauden (Bristungshohe mehr als 8 Meter) sind generell
Feuerwehrzufahrten und Aufstellflachen gemafd VwV Feuerwehrflachen herzustellen. Bei
Gebauden geringer Hohe (Bristungshohe bis 8 Meter) sind bis zu einer Entfernung von 80
Metern von der 6ffentlichen Verkehrsflache gradlinige FuRwege von mind. 1,25 Meter
breite erforderlich. Ist die Entfernung gréfer als 80 Meter ist eine Feuerwehrzufahrt gem.
der VWV Feuerwehrflachen herzustellen.

2. Zur Brandbekdmpfung ist eine Loschwasserversorgung von 96 ms3/h erforderlich.



3. Auf die Ldschwasserleitung sind Unterflurhydranten zu setzen. Der Abstand der Hydranten
untereinander darf nicht mehr als 120 Meter betragen. Die Standorte der
Unterflurhydranten sind durch Hinweisschilder nach DIN 4066 zu kennzeichnen. Die
Unterflurhydranten sollten nicht auf der StralRe bzw. auf StraRenkreuzungen gesetzt
werden. Die bevorzugte Lage der Hydranten ist der StraRenrand bzw. der Gehweg.

Erhalt von Baumen und Geholzbestianden

Grundsatzlich sollen erhaltenswerte Geholzbestande, auch wenn diese nicht festgesetzt sind,
erhalten, gepflegt und entwickelt werden, soweit die Verkehrssicherheit gewahrleistet ist und
die Bestande in die Planung integriert werden koénnen.

Erdaushub

Der anfallende Erdaushub auf dem Baugrundstlck ist getrennt nach Ober- und Unterboden zu
lagern und moglichst hier wieder zu verwenden (Erdmassenausgleich).

Schutz unterirdischer Ver- und Entsorgungsleistungen

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt (ber Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen” der Forschungsstelle flr StraRen- und
Verkehrswesen, Ausgabe 1989, siehe hier u.a. Abschnitt 3, zu beachten. Es ist sicherzustellen,
dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der
Telekommunikationslinien und sonstiger Ver- und Entsorgungsanlagen nicht behindert werden.

Baumschutz

Wahrend der Bauzeit sind gemaf DIN 18920 wirkungsvolle SchutzmalRnahmen fir Baume zu
treffen. Um jeden zum Erhalt festgesetzten Baum ist ein auf 4 x 4 Metern ein Stangengeviert
mit Bretterverkleidung zu errichten. Im Wurzelbereich der zu erhaltenden Baume ist das
Befahren, die Ablagerung sowie die Entnahme von Boden zu unterlassen.

Alternative Energiekonzepte

Alternative Energiekonzepte zur Warmegewinnung wie z.B. Solaranlagen, Warmepumpen sind
zulassig.

Ermittlung der Gebaudehohe

Die Ermittlung der EFH der geplanten Gebaude ist rechnerisch und zeichnerisch im Bauantrags-
oder Kenntnisgabeverfahren durch Gelandeschnitt mit Darstellung der Verkehrsflache und
Bordsteinhéhe nachzuweisen.

Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser oder zum
Verwenden von Brauchwasser

Die Versickerung von Niederschlagswasser ist zulassig, soweit das Grundstick gutachterlich
entsprechend "freigemessen” ist.

Die Nutzung des Niederschlagswassers z.B. mittels Zisternen, Regentonnen, etc. ist zulassig
und erwinscht.



Das anfallende Niederschlagswasser aus Dachflachen kann in dezentralen Kleinspeichern oder
vergleichbaren Einrichtungen fir ein oder mehrere Grundsticke zusammengefasst gesammelt
und als Brauchwasser fur die Griinflachen oder - sofern die technischen Voraussetzungen
gegeben sind - im Gebaude verwendet werden. Die Anlage ist mit einem Uberlauf in den
Regenwasserkanal zu versehen. Die dezentralen Kleinspeicher sind unterirdisch oder im
Gebéaude anzuordnen.

Niederschlagswasser von nicht beschichteten oder nicht in ahnlicher Weise behandelten
metallischen Dachern aus Kupfer, Zink oder Blei darf ohne wasserrechtliche Erlaubnis nicht
dezentral versickert oder in ein Gewasser eingeleitet werden.

Bei einer Einleitung in die Kanalisation kann der Kanalnetzbetreiber gemal} der
Abwassersatzung eine Regenwasserbehandlung fir unbeschichtete Metalldachflachen
einfordern.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan

Zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurde ein Durchfihrungsvertrag gem. § 12 BauGB
als 6ffentlich-rechtlicher Vertrag abgeschlossen, in dem weitere Regelungen zur Realisierung
des Vorhabens getroffen sind.



	Anlage: Anlage 3 - Textliche Festsetzungen (Ergänzungen rot markiert)

